Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/1372 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 21. Juni 1963 

6 — 68070 — 5649/63 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes zur Durchführung der Verordnun- 
gen Nr. 20 (Schweinefleisch), Nr. 21 (Eier) 
und Nr. 22 (Geflügelfleisch) des Rates der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft sowie 
zur Änderung des Gesetzes zur Förderung 
der deutschen Eier- und Geflügelwirtschaft 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 21. Juni 1963 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes zu dem Gesetzentwurf 
wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung genommen. 

Er ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung bedarf. 

Die Bundesregierung erhebt gegen die Änderungsvorschläge 
des Bundesrates keine Einwendungen. 


Für den Bundeskanzler 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 

Blank 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 5! 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes zur Durchführung der Verordnungen 
Nr, 20 (Schweinefleisch), Nr. 21 (Eier) und Nr. 22 (Geflügel- 
fleisch) des Rates der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
sowie zur Änderung des Gesetzes zur Förderung der deutschen 
Eier- und Geflügelwirtschaft 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Gesetz zur Durchführung der Verordnungen 
Nr. 20 (Schweinefleisch), Nr. 21 (Eier) und Nr. 22 
(Geflügelfleisch) des Rates der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft sowie zur Änderung des Geset- 
zes zur Förderung der deutschen Eier- und Geflü- 
gelwirtschaft vom 26. Juli 1962 (Bundesgesetzbl. I 
S. 465) wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 Abs. 3 werden die Worte „und mit Zu- 
stimmung des Bundesrates" durch die Worte 
„durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des 
Bundesrates" ersetzt. 

2. Nach § 2 wird folgender § 2 a eingefügt: 

„§ 2 a 

(1) Die Einfuhr- oder Ausfuhrlizenz nach Ver- 
ordnungen des Rates oder der Kommission der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft ist für 
Waren der Schweinefleisch-Verordnung, der 
Eier-Verordnung und der Geflügelfleisch-Verord- 
nung die Einfuhr- oder Ausfuhrgenehmigung 
nach dem Außenwirtschaftsgesetz vom 28. April 
1961 (Bundesgesetzbl. I S. 481). 

(2) Auf die Einfuhr- und Ausfuhrlizenz finden 
die Vorschriften des Außenwirtschaftsgesetzes 
und die dazu ergangenen Rechtsvorschriften An- 
wendung, soweit sich nicht aus den in Absatz 1 
bezeichneten Verordnungen und den dazu er- 
gangenen Durchführungsvorschriften etwas an- 
deres ergibt oder dieses Gesetz und die auf 
Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverord- 
nungen nicht etwas anderes bestimmen. 

(3) Die für eine Einfuhr- oder Ausfuhrlizenz 
zu stellende Kaution ist vor Erteilung der Lizenz 
durch Hinterlegung einer Geldsumme oder durch 
Bankbürgschaft zugunsten der Bundesrepublik 
Deutschland zu leisten; sie wird für Waren der 
Schweinefleisch-Verordnung durch die Einfuhr- 
und Vorratsstelle für Schlachtvieh, Fleisch und 
Fleischerzeugnisse (Einfuhr- und Vorratsstelle) 
und für Waren der Eier-Verordnung und der Ge- 


flügelfleisch-Verordnung durch die Außenhan- 
delsstelle für Erzeugnisse der Ernährung und 
Landwirtschaft (Außenhandelsstelle) verwaltet. 

(4) Der Bundesminister regelt die Höhe der 
Kaution, soweit sie nicht gesetzlich bestimmt ist, 
durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des 
Bundesrates. 

(5) Die Einfuhr- und Vorratsstelle oder die 
Außenhandelsstelle erklärt die Kaution insoweit 
zugunsten der Bundesrepublik Deutschland für 
verfallen, als die Waren nicht innerhalb der Gül- 
tigkeitsdauer der Lizenzen eingeführt oder aus- 
geführt worden sind und der Verfall in Verord- 
ordnungen des Rates oder der Kommission der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft vorgese- 
hen ist." 

3. In § 5 wird das Wort „mit" vor dem Wort „Zu- 
stimmung" durch das Wort „ohne" ersetzt. 

4. Nach § 5 wird folgender § 5 a eingefügt: 

„§ 5 a 

In öffentlich-rechtlichen Streitigkeiten über Er- 
stattungen (§ 5) ist der Rechtsweg zu den Ge- 
richten der Finanzgerichtsbarkeit gegeben. Ge- 
gen Bescheide über Erstattungen einschließlich 
der Bescheide, durch die erstattete Beträge zu- 
rückgefordert werden, findet das Berufungsver- 
fahren nach der Reichsabgabenordnung statt; im 
Berufungsverfahren gegen Bescheide der Ein- 
fuhr- und Vorratsstelle oder der Außenhandels- 
stelle treten diese Stellen an die Stelle des 
Finanzamtes. Im übrigen findet das Beschwerde- 
verfahren nach der Reichsabgabenordnung statt." 

5. In § 9 Abs. 1 werden die Worte „einer nach § 3 
oder nach § 8 ergangenen Rechtsverordnung" 
durch die Worte „einer nach §§ 3, 5 oder 8 er- 
gangenen Rechtsverordnung" ersetzt. 

6. In § 11 Abs. 1 werden die Worte „eine Zuwider- 
handlung nach § 9" durch die Worte „eine durch 
§ 9 mit Geldbuße bedrohte Handlung" und die 
Worte „und die Zuwiderhandlung hierauf be- 
ruht" durch die Worte „und der Verstoß hierauf 
beruht" ersetzt. 
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7. In § 14 werden in Satz 1 die Worte „§ 9 Abs. 1" 
durch die Worte „§ 9" und in Satz 2 die Worte 
„über Voraussetzung der Einziehung" durch die 
Worte „über die Voraussetzungen der Einzie- 
hung" ersetzt. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 


1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1963 in Kraft. 


Begründung 


Mit dem vorliegenden Änderungsgesetz sollen ein- 
zelne Bestimmungen des Gesetzes zur Durchführung 
der Verordnungen Nr. 20 (Schweinefleisch), Nr. 21 
(Eier) und Nr. 22 (Geflügelfleisch) des Rates der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft geändert wer- 
den. Die Notwendigkeit hierzu ergibt sich aus den 
seit dem Inkrafttreten des Gesetzes gesammelten 
Erfahrungen. 

Zu Artikel 1 wird bemerkt: 

Zu 1. 

Nach § 1 Abs. 3 des zu ändernden Gesetzes kann 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun- 
desrates die Erhebung von erhöhten Abschöpfungen j 
für den Fall vorgeschrieben werden, daß andere 
Mitgliedstaaten Erstattungen gewähren. Die Höhe 
der in diesem Fall zulässigen Abschöpfung ist be- 
reits in den entsprechenden Bestimmungen der 
EWG-Verordnungen Nr. 20 bis 22 festgelegt (Dritt- 
landsabschöpfung abzüglich des dritten Teilbetra- 
ges). Um die von anderen Mitgliedstaaten gewähr- 
ten Erstattungen möglichst vom gleichen Zeitpunkt 
an auszugleichen, soll das Verfahren für den Erlaß 
der erforderlichen Rechtsverordnungen dadurch ver- 
einfacht werden, daß das Erfordernis der Zustim- 
mung des Bundesrates entfällt. 

Zu 2. 

Die Ergänzung des Gesetzes ist erforderlich, weil 
für einzelne Erzeugnisse der EWG-Verordnung 
Nr. 20 (Schweinefleisch) bereits in Kürze eine 
Lizenz- und Kautionspflicht durch eine Verordnung 
des Rates der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
eingeführt werden soll. 

Zu 3. 

Nach der bisherigen Fassung des § 5 ist für Rechts- 
verordnungen über Erstattungen die Zustimmung 
des Bundesrates erforderlich. 


Die innerstaatliche Erstattung muß möglichst rasch 
den von anderen Mitgliedstaaten gewährten Erstat- 
tungen insbesondere hinsichtlich ihrer Höhe, des 
Kataloges der erstattungsfähigen Waren und der 
für eine Ausfuhrförderung in Betracht kommenden 
Staaten angepaßt werden, damit die Wettbewerbs- 
fähigkeit im Export den betroffenen deutschen 
Wirtschaftszweigen erhalten bleibt. 

Das ist bei dem bisherigen Verfahren nicht immer 
gewährleistet und soll durch den Fortfall des Erfor- 
dernisses der Zustimmung des Bundesrates zu den 
Erstattungsverordnungen erreicht werden. 

Zu 4. 

Um einen einheitlichen Rechtsweg zu schaffen, sol- 
len die Rechtsmittel, die nach dem Abschöpfungs- 
erhebungsgesetz vom 25. Juli 1962 (Bundesgesetzbl. I 
Seite 453) in öffentlich-rechtlichen Streitigkeiten 
über die Erhebung von Abschöpfungen gegeben 
sind, künftig auch in entsprechenden Streitigkeiten 
über Erstattungen gegeben sein. 

Zu 5. 

Durch die Ergänzung wird die Möglichkeit geschaf- 
fen, künftig auch Verstöße gegen Erstattungsvor- 
schriften als Ordnungswidrigkeiten zu ahnden. 

Zu 6. und 7. 

Die Änderungen verfolgen den Zweck, einige sach- 
liche und redaktionelle Abweichungen von den ent- 
sprechenden Vorschriften des Außenwirtschaftsge- 
setzes zu beseitigen. 

Artikel 2 enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Artikel 3 legt das Inkrafttreten auf den 1. Juli 1963 
fest, weil zu diesem Zeitpunkt auch ein entsprechen- 
des Änderungsgesetz auf dem Getreidegebiet in 
Kraft treten soll. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu Artikel 1 

In Artikel 1 ist nach Nr. 4 folgende neue Nr. 4 a 
einzufügen: 

„4 a. In § 8 Abs. 1 erster Satzteil werden nach 
dem Wort „Zustimmung" die Worte „des 
Bundestages und" gestrichen." 

Begründung 

Die Streichung trägt der gewandelten Rechtsauf- 
fassung des Deutschen Bundestages Rechnung, 
die bei seiner Beschlußfassung zu dem Gesetz 
über die Allgemeine Statistik in der Elektrizitäts- 
und Gaswirtschaft und die Durchführung des 
Europäischen Industriezensus in der Versor- 
gungswirtschaft — BT-Drucksache IV/1132 — und 
dem Zweiten Gesetz zur Ergänzung des Gesetzes 
über die Allgemeine Statistik in der Industrie 
und im Bauhauptgewerbe — BT-Drucksache 
IV/ 11 33 — zum Ausdruck gekommen ist. 

Das kumulative Zustimmungsrecht von Bundes- 
tag und Bundesrat führt nach der vom Deutschen 
Bundestag einhellig gebilligten Auffassung des 
Vermittlungsausschusses außerdem zu großen 
praktischen Schwierigkeiten. Änderungsvor- 
schläge könnten nur dann berücksichtigt werden, 
wenn beide Häuser diesen zustimmen. Votieren 
sie unterschiedlich, ist der Ausgang des Verfah- 


rens nicht abzusehen, wenn beide Körperschaften 
auf ihrem Standpunkt beharren. Eine Ausgleichs- 
möglichkeit, wie sie beim Gesetzgebungsver- 
fahren durch Einschaltung des Vermittlungsaus- 
schusses gegeben ist, besteht nicht. (Im übrigen 
siehe hierzu Beschluß des Bundesrates in seiner 
258. Sitzung am 31. Mai 1963 zum Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Gesetzes zur Durch- 
führung der Verordnung Nr. 19 [Getreide] des 
Rates der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
— - Drucksache 177/63 [Beschluß]). 

2. Zu Artikel 3 

Artikel 3 ist wie folgt zu fassen: 


„Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkün- 
dung in Kraft." 

Begründung 

Das Gesetz wird mit Sicherheit erst im Laufe des 
Monats Juli verkündet werden. Außerdem sieht 
Artikel 1 Nr. 5 ff. einen neuen Ordnungswidrig- 
keitstatbestand vor, der nicht rückwirkend in 
Kraft treten kann. Daher ist die vorgeschlagene 
Änderung erforderlich. 
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